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Radio- und Fernsehverordnung 
(RTVV) 

vom 9. März 2007 

 
Der Schweizerische Bundesrat, 
gestützt auf das Bundesgesetz vom 24. März 20061 über Radio und Fernsehen 
(RTVG), 
verordnet: 

Art. 5 Mindestanteile europäischer Werke und unabhängiger Produktionen 
(Art. 7 Abs. 1 RTVG) 

1 Veranstalter von nationalen und sprachregionalen Fernsehprogrammen sorgen im 
Rahmen des praktisch Durchführbaren und mit angemessenen Mitteln dafür, dass: 

a. mindestens 50 Prozent der massgebenden Sendezeit schweizerischen oder 
andern europäischen Werken vorbehalten bleiben; 

b. in ihren Programmen mindestens 10 Prozent der massgebenden Sendezeit 
oder mindestens 10 Prozent der Programmkosten schweizerischen oder an-
dern europäischen Werken vorbehalten bleiben, die von veranstalterunab-
hängigen Produzenten hergestellt worden sind. Dabei ist ein angemessener 
Teil Werken vorzubehalten, die nicht älter als fünf Jahre sind. 

2 Nicht zur massgebenden Sendezeit im Sinne von Absatz 1 zählen Nachrichten, 
Berichte über Sportereignisse, Spielshows, Werbung und Bildschirmtext. 
3 Die Veranstalter berichten dem Bundesamt im Jahresbericht, inwieweit diese 
Anteile erreicht oder gegenüber dem Vorjahr Fortschritte erzielt wurden, aus wel-
chen Gründen dies nicht der Fall ist und welche Massnahmen zur Erreichung dieser 
Anteile bzw. zur Erzielung von Fortschritten getroffen wurden oder vorgesehen 
sind. 
4 Genügen die Informationen oder die getroffenen Massnahmen zur Erreichung der 
verlangten Anteile nicht, so ergreift die Aufsichtsbehörde Massnahmen nach Arti-
kel 89 Absatz 1 RTVG. 

Art. 6 Pflicht zur Förderung des Schweizer Films 
(Art. 7 Abs. 2 RTVG) 

1 Die Pflicht zur Förderung von Schweizer Filmen und von zwischen der Schweiz 
und dem Ausland koproduzierten Filmen gilt für alle sprachregionalen und nationa-
len Fernsehveranstalter, in deren schweizerischen Programmen oder ausländischen 
Mantelprogrammen Spiel-, Dokumentar- oder Animationsfilme ausgestrahlt werden. 
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2 Die Veranstalter nach Absatz 1 berichten in ihrem Jahresbericht über die geleistete 
Filmförderung. Das Bundesamt für Kommunikation verfügt nach Rücksprache mit 
dem Bundesamt für Kultur die Höhe einer allfälligen Filmförderungsabgabe. Dabei 
werden sämtliche im Berichtsjahr geleisteten Ausgaben für den Ankauf, die Produk-
tion oder die Koproduktion von schweizerischen Spiel-, Dokumentar- oder Animati-
onsfilmen angerechnet. 
3 Die Verwendung der Filmförderungsabgabe richtet sich nach Artikel 15 Absätze 2 
und 3 des Filmgesetzes vom 14. Dezember 20012. 
nd von der Aufzeichnungspflicht befreit. Das Programm muss mittels Sendelisten 
rekonstruierbar sein. 
2 Die Veranstalter nach Absatz 1 sind verpflichtet, auf Verlangen der Aufsichts-
behörde die ausgestrahlten Musiktitel zu beschaffen und herauszugeben. 

Art. 69 Direkter Zugang zum öffentlichen Ereignis 
(Art. 72 Abs. 3 Bst. a RTVG) 

1 Verlangen Drittveranstalter für die Berichterstattung direkten Zugang zum öffent-
lichen Ereignis, so haben sie sich mindestens 48 Stunden vor Ereignisbeginn anzu-
melden. Der Organisator des öffentlichen Ereignisses und der über Erstverwertungs- 
oder Exklusivrechte verfügende Programmveranstalter entscheiden mindestens 
24 Stunden vor Ereignisbeginn, ob die technischen und räumlichen Gegebenheiten 
den direkten Zugang erlauben. Falls nicht bereits vertragliche Abmachungen beste-
hen, räumen sie jenen Drittveranstaltern Vorrang ein, die eine möglichst umfassende 
Versorgung in der Schweiz gewährleisten. 
2 Der direkte Zugang von Drittveranstaltern darf die Durchführung des Ereignisses 
und die Ausübung der Exklusiv- und Erstverwertungsrechte nicht beeinträchtigen. 
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